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Bestand in Deutschland in der Vergangenheit

immer weitgehender Konsens über die gro-

ßen Leitlinien der Außenpolitik, war in den

letzten Jahren eine Polarisierung festzustel-

len. So wurde seit dem Bundestagswahl-

kampf 2002 von Seiten der SPD und der Grü-

nen immer wieder eine Dichotomie von „eu-

ropäischer/deutscher Friedensmacht“ und

„amerikanischer Interventionspolitik“ ange-

deutet, wobei der Opposition mehr oder we-

niger offen eine Affinität zu Letzterer unter-

stellt wurde. Auch wenn diese Konfrontation

zu einem großen Teil dem Wahlkampf ge-

schuldet war, zeigten sich in den zurücklie-

genden Jahren nicht unerhebliche Divergen-

zen in den sicherheitspolitischen Konzep-

tionen der beiden politischen Lager, die sich

verkürzt auf  die Vorstellung einer eigenstän-

digen europäischen Zivilmacht einerseits

und einer festen Einbindung in das transat-

lantische Bündnis andererseits bringen las-

sen. Für eine große Koalition stellt sich da-

mit das Problem, welches dieser Modelle als

Leitbild der künftigen deutschen Sicherheits-

und Verteidigungspolitik dienen soll.

Zuerst ist hierbei zu fragen, ob die oft ge-

nannte Dichotomie zwischen europäischer

Zivilmacht und amerikanischer Militärmacht

der Realität entspricht, wobei als erstes auf-

fällt, dass es eine geschlossene europäische

Sicherheitspolitik bis heute nicht gibt. Dies

wurde im Irak-Krieg deutlich, wo die Trenn-

linie zwischen Interventionsbefürwortern

und Interventionsgegnern quer durch Euro-

pa lief und in der Auseinandersetzung um die

offene Solidaritätserklärung von acht Staats-

und Regierungschefs mit den USA1 und der

anschließenden harschen Reaktion des fran-

zösischen Präsidenten Jacques Chirac gipfel-

ten.2 Dennoch herrscht in weiten Teilen – ge-

rade der deutschen Bevölkerung – die Vor-

stellung von einer „europäischen Alternati-

ve“ zur amerikanischen Sicherheitsstrategie

vor. Jürgen Habermas und Jacques Derrida gingen

im Zeichen des Irak-Krieges sogar so weit, ei-

ne europäische Politik des Balancing gegen-

über den USA zu fordern, bei der Deutsch-

land und Frankreich die Avantgarde dar-

stellen sollten.3 (Siehe auch DOKUMENTE

4/2003, S. 30–36.)

Diese Alternative beruht auf  zwei unaus-

gesprochenen Prämissen. Vorausgesetzt wird,

dass französische und deutsche Positionen

erstens weitgehend deckungsgleich sind so-

wie zweitens, dass zwischen ihnen und der

sicherheitspolitischen Strategie der USA ein
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grundlegender Unterschied besteht. Beide

Annahmen sollen im Folgenden anhand der

grundlegenden sicherheits- und verteidi-

gungspolitischen Konzepte hinterfragt wer-

den. Geschehen soll dies anhand folgender

drei Kriterien: 1. der jeweiligen Bedrohungs-

analyse, 2. der Ansätze, insbesondere der

Rolle militärischer Instrumente und 3. dem

internationalen Handlungsrahmen, der da-

bei in Rechnung gestellt wird.

Frankreich und die USA: Mehr
Übereinstimmungen als erwartet
1. Die Bedrohungsanalyse: In diesem Bereich

finden sich weitgehende Übereinstimmun-

gen. Das jüngste französische Militärpla-

nungsgesetz nennt – ganz ähnlich wie die

amerikanischen Strategiepapiere – asymme-

trische Szenarien in Verbindung mit der 

Proliferation von Massenvernichtungswaffen

und einem zunehmend grenzüberschreiten-

den Terrorismus als wichtigste sicherheits-

politische Herausforderungen des 21. Jahr-

hunderts.4 Insbesondere mit terroristischen

Bedrohungen hat Frankreich, das sich mit

diesen zuletzt infolge der Algerienkrise in

größerem Umfang konfrontiert sah, langjäh-

rige Erfahrungen; seine Antiterrorgesetze

zählen zu den schärfsten in der westlichen

Welt. Mittel des Terrorismus wie asymme-

trische Kriegsführung, so das französische

Konzept, seien nicht nur von nichtstaat-

lichen, sondern auch von staatlichen Akteu-

ren zu erwarten. Dem Sinn nach kommt dies

dem US-amerikanischen Verständnis von

„Schurkenstaaten“ nahe. Darüber hinaus wird

die asymmetrische Bedrohung im „Loi de 

Programmation Militaire“ nahezu identisch

wie in ihrem amerikanischen Pendant, der

„Quadrennial Defense Review“, oder den ein-

schlägigen Proliferationsberichten des Pen-

tagon5 beschrieben: „La suprématie militaire

occidentale rend l’affrontement direct peu

probable. Les adversaires potentiels s’attache-

ront dorénavant, afin de contourner nos dé-

fenses, à développer toutes les capacités pos-

sibles de nuisance, hors de toute contrainte

du droit international.“ In dieser grundsätz-

lichen Problembeschreibung besteht jedoch

nicht nur weitgehende Übereinstimmung

mit dem amerikanischen Konzept, sondern

ebenso mit der Europäischen Sicherheits-

strategie (ESS)6, die im Übrigen auch von der

Bundesregierung nicht infrage gestellt wird.

Wenngleich auf deutscher Seite eine latente

Abneigung festzustellen ist, sich mit der The-

matik öffentlich auseinanderzusetzen, was

nicht zuletzt daran deutlich wird, dass das

letzte Weißbuch zur sicherheitspolitischen

Lage 1994 erschienen ist.

2. Die Ansätze: Die Einschätzung der

Mittel zur nichtmilitärischen Krisenpräven-

tion, auf  welche der insbesondere von deut-

scher Seite als Eigenart europäischer Sicher-

heitspolitik in Anspruch genommene „erwei-

terte Sicherheitsbegriff“ abhebt, unterschei-

det sich von französischen Konzepten oder

der Nationalen Sicherheitsstrategie der USA

(NSS)7 allenfalls in den Akzentsetzungen,

nicht aber im Grundsatz. Politische Brisanz

birgt hingegen die Funktion militärischer 

Instrumente, wo dem Grundsatz nach weit-

gehende Übereinstimmungen zwischen den

USA und Frankreich bestehen. Im französi-

schen Militärplanungsgesetz zeugt bereits

das für die Streitkräfteentwicklung gesetzte,

mit dem Dreiklang der Schlagworte „Dissu-

asion“, „Prévention“ und „Projection – Ac-

tion“ umschriebene Aufgabenspektrum da-

von, dass herkömmliche, auf  Abschreckung

und die Fähigkeit zur militärischen Reaktion

beruhende Konzepte nicht nur von Washing-

ton, sondern auch von Paris als unzureichend

angesehen werden. Insbesondere die nukle-

are Abschreckung, deren Bedeutung von

neuem bekräftigt wird, wird explizit nur

mehr auf  Groß- und Mittelmächte bezogen,

von denen ihrerseits eine Bedrohung mit

Massenvernichtungswaffen ausgeht – also
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auf  Konstellationen, die ihrer Grundstruktur

nach symmetrisch sind. Gegenüber asymme-

trischen Bedrohungen wird hingegen auf

Prävention gesetzt, wozu neben zivilen bezie-

hungsweise diplomatischen Maßnahmen

auch militärische Ansätze gezählt werden.

Gefordert werden im Militärplanungsgesetz

Fähigkeiten, „qui permettent de prévenir ou

d’empêcher une agression dans le cadre de la

prévention et de la projection“.

Aus diesem Grund behält sich Frankreich

ebenso wie die USA präemptive konventio-

nelle Militärschläge prinzipiell vor – auch

wenn dabei letztlich offen bleibt, ob der Be-

griff in einem ähnlich weiten, tatsächlich

präventiven Sinne zu verstehen ist wie in der

NSS. Im Loi de Programmation Militaire

heißt es hierzu: „Dans ce cadre, la possibili-

té d’une action préemptive pourrait être con-

sidérée, dès lors qu’une situation de menace

explicite et avérée serait reconnue“. Gerade

in diesem Punkt besteht jedoch ein Unter-

schied zu deutschen Vorbehalten, die sich

beispielsweise in den Beratungen über die

ESS zeigten, wo vor allem die Bundesregie-

rung auf die Auslassung des im Entwurf 

noch enthaltenen Begriffs „preemptive Enga-

gement“ drängte.8

Damit bestehen hinsichtlich der militäri-

schen Komponenten der Sicherheitsstrate-

gien zwischen Deutschland und Frankreich

weit größere Differenzen als zwischen Paris

und Washington. Auf  deutscher Seite ist da-

für weniger eine alternative Strategie als viel-

mehr ein Fehlen an Strategie verantwortlich.

Der von der rot-grünen Bundesregierung im-

mer wieder apostrophierte Leitbegriff einer

Friedensmacht beschreibt in seiner Vagheit

weit eher eine Disposition als ein strategi-

sches Konzept. Nicht zuletzt daher ist die

deutsche Haltung im Irak-Konflikt von fran-

zösischer Seite nicht unkritisch gesehen wor-

den. Dies betraf nicht nur die frühzeitige

Weigerung, selbst eine von den UN manda-

tierte Militäroperation mitzutragen. Auch

nachdem Paris offen gegen einen Krieg Par-

tei ergriffen hatte, distanzierte sich Präsident

Chirac von seinem deutschen Partner implizit

mit der Erklärung, Frankreich sei kein pazi-

fistisches Land.9

3. Der internationale Handlungsrahmen:

Auch hinsichtlich der Vorstellungen über den

internationalen Handlungsrahmen lassen

sich keine grundsätzlichen Trennlinien zwi-

schen den USA und Frankreich feststellen,

eher schon zwischen ihnen und der Bundes-

republik. Dies zeigt sich beispielsweise an

dem Kommentar des Auswärtigen Amtes,

dass der ESS zufolge militärische Gewalt nur

„auf der Grundlage der UN-Charta (Kap. VII,

Art. 51) Anwendung finden“ könne.10 Diese

Stellungnahme ist umso bezeichnender, als

sie bestenfalls als eigenwillige Interpretation

zu werten ist. Denn selbst die als Kompro-

misspapier entstandene und entsprechend

zurückhaltende ESS spricht von der UN-

Charta lediglich als dem „fundamental fra-

mework of international Relations“11, und 

die Strategie zur Bekämpfung von Massen-

vernichtungswaffen begnügt sich gar mit der

unverbindlichen Formulierung „the Security

Council should play a central role“. Auch die

strategischen Konzepte der USA und Frank-

reichs relativieren die alleinige Maßgeblich-

keit von UN-Regeln in lediglich unterschied-

lichem Maße. Paris betont zwar die Bedeu-

tung der Weltorganisation stärker als Was-

hington – und damit seine eigene Verantwor-

tung als ständiges Mitglied des Sicherheits-

rates, hat jedoch seine eigene Tradition uni-

lateraler Interventionen in Afrika. Ein Um-

denken hat erst das missglückte französische

Eingreifen in der Elfenbeinküste eingeleitet.

Grundsätzlich behält sich Frankreich aller-

dings nach dem Loi de Programmation Mili-

taire, ebenso wie die USA, weiterhin alle Op-

tionen vor: „préserver notre autonomie de

décision et d’action afin de conserver la liber-

té de choisir de nous engager ou non dans des

opérations avec nos partenaires ou alliés, ain-

si que la capacité d’agir seuls lorsque cela est

nécessaire“.
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Konsequenzen für die 
deutsche Sicherheitspolitik
Im Ergebnis ergibt sich ein differenziertes,

von Widersprüchen nicht freies Bild: Frank-

reichs Außenpolitik zielt zwar auf Eigen-

ständigkeit von den USA, jedoch ohne eine

vom Konzept her wirklich alternative Sicher-

heitspolitik zu verfolgen. Das von der rot-

grünen Bundesregierung als Alternative apo-

strophierte Konzept der Friedensmacht ist

damit nicht nur mit der strategischen Aus-

richtung von EU-Staaten mit einer stärker at-

lantischen Orientierung, sondern auch mit

französischen Vorstellungen inkompatibel.

Gemeinsame Positionen zwischen Paris und

Berlin, wie sie sich im Falle des Irak-Krieges

ergaben, resultierten aus einer kritischen

Distanz zur Politik der USA, die jedoch unter-

schiedlichen Motiven entsprang. Diese Di-

vergenzen zeigen sich auch in den unter-

schiedlichen Vorstellungen der jeweiligen

Regierungen zur europäischen Integration

der Sicherheits- und Verteidigungspolitik.

Denn während Deutschland dazu tendiert,

insbesondere die militärische Komponente

der Sicherheitspolitik nicht in den Rahmen

nationaler Interessen, sondern einer gemein-

samen europäischen Verantwortung einzu-

betten, verfolgt Paris in gaullistischer Tradi-

tion das Ziel einer strategischen Autonomie

Europas, um hierdurch nicht zuletzt franzö-

sische Positionen zu stärken. Auf französi-

scher Seite besteht hierbei jedoch ein grund-

legendes Dilemma: Anders als die USA ver-

fügt Frankreich nicht über die Mittel, um sei-

ne strategischen Postulate umsetzen zu kön-

nen. Die im Vergleich zu den USA weitaus

moderater erscheinende französische Si-

cherheitspolitik resultiert demnach weniger

aus einer grundlegend anderen strategischen

Ausrichtung, als vielmehr aus materiellen

Begrenzungen. Nur oberflächlich lässt sich

diese Kluft zwischen Konzeption und Fähig-

keiten durch anspruchsvolle, aber oft nicht

realisierbare Zielvorgaben in den Militärpla-

nungsgesetzen überbrücken.

An dieser Lagerung von Motiven und Mög-

lichkeiten zeigt sich, dass sowohl französi-

sche Hoffnungen, nach denen eine gemein-

same europäische Sicherheitspolitik sich von

den USA absetzen soll, als auch deutsche

Vorstellungen von einer alternativen euro-

päischen Sicherheitspolitik wenig realistisch

sind – jedenfalls in Form einer grundsätz-

lichen strategischen Orientierung. Beide

Konzepte vermögen eine europäische Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik nicht zu tra-

gen. Für die Bundesrepublik hat dies unter-

schiedliche Auswirkungen.

1. Die Fähigkeiten Deutschlands und

Frankreichs sowie der EU insgesamt entspre-

chen nicht einmal annähernd der Globalisie-

rung der Bedrohungslagen, die von allen 

Seiten konstatiert wird. Auf dem Papier mö-

gen die Verteidigungsausgaben der EU-Staa-

ten wie auch die Mannschaftsstärken ihrer

Streitkräfte durchaus eindrucksvoll sein, in

der Realität entsprechen ihre militärischen

Fähigkeiten aber nur einem Bruchteil der

amerikanischen. Beschlüsse zum Ausbau eu-

ropäischer Kapazitäten, wie beispielsweise

das „Helsinki Headline Goal“, sind über die

Form von Absichtserklärungen bislang kaum

hinausgekommen. Angesichts gewaltiger

innenpolitischer Aufgaben wird die Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik der neuen

Bundesregierung keine Priorität, zumindest

kein Feld besonderer finanzieller Anstren-

gungen sein. Das dürfte auch für ihre Nei-

gung gelten, sich mit Kontroversen zu belas-

ten, die mit einer konzeptionellen Abwen-

dung von der sicherheitspolitischen, insbe-

sondere militärischen Zurückhaltung ver-

bunden wären. Aus diesen Gründen bleibt 

eine strategische Autonomie Europas auf  ab-

sehbare Zeit eine Illusion. Dementsprechend

bezeichnet der Koalitionsvertrag zwischen

CDU/CSU und SPD die NATO als „stärksten

Anker unserer Sicherheits- und Verteidigungs-

politik“12 und erteilt allen Bestrebungen,

nach denen die ESVP in Konkurrenz zum

Bündnis entwickelt werden soll, eine klare
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Absage. Das transatlantische Bündnis bleibt

grundsätzlich unverzichtbar.

2. Die Integration in der Sicherheits- und

Verteidigungspolitik muss stärker beim Aus-

bau der Instrumente ansetzen. Sie bleibt hin-

sichtlich einer entscheidenden Vorausset-

zung auf Sand gebaut, wenn sie sich auf

Institutionen und Entscheidungsprozesse

konzentriert. Dies gilt auch für eine Duplizie-

rung militärischer Planungs- und Führungs-

strukturen gegenüber der NATO, wie sie der

„Pralinengipfel“ von Laeken angeregt hat.

Dies kann eine Handlungsfähigkeit sugge-

rieren, die nur bei kleineren Einsätzen wie

der Operation Artemis im Kongo – und dabei

bereits im Rahmen nationaler Kapazitäten –

gegeben ist, bei größeren jedoch nicht exis-

tiert. Die europäische Außen- und Sicher-

heitspolitik muss auch daher komplementär

zum transatlantischen Bündnis angelegt sein,

um einen verstärkten Beitrag zur Bewälti-

gung der gemeinsam gesehenen Bedrohun-

gen zu leisten, im Einzelfall aber auch selbst-

ständig agieren zu können. Die Vorausset-

zungen dafür sind bereits im Rahmen von

Vereinbarungen mit der NATO (Berlin plus)

gegeben. Defizite bestehen weit mehr im Be-

reich der militärischen Fähigkeiten. Ihr Aus-

bau würde von deutscher Seite eine erhebli-

che Aufstockung der Verteidigungsausgaben

und den überfälligen Umbau der Bundes-

wehr zur Berufsarmee erfordern. Auf  franzö-

sischer Seite  stellt das Festhalten an einer in

entscheidenden Teilen national bestimmten

Rüstungsindustrie ein Hemmnis dar.

3. Versuche, die europäische Position

grundsätzlich eigenständig oder gar gegen

die USA zu definieren, werden auch künftig

aufgrund der starken „atlantischen Fraktion“

innerhalb der EU nur zu deren Spaltung und

Selbstblockade führen. Von den möglichen

Konsequenzen haben die Verwerfungen im

Umfeld des Irak-Krieges einen eindrucks-

vollen Vorgeschmack gegeben. Abgesehen

davon, dass einer deutsch-französischen

„Avantgarde“ nicht nur die Kapazitäten feh-

len, um die Funktion eines Sicherheitsgaran-

ten für sich oder andere zu übernehmen, son-

dern eine solche auch nicht die erforderliche

Akzeptanz fände, hat die vorangegangene

Analyse gezeigt, dass beide Länder keines-

wegs übereinstimmende sicherheitspoliti-

sche Strategien verfolgen (siehe auch DOKU-

MENTE 4/2004, S. 40–43). Dabei könnte sich

auf deutscher Seite für die Protagonisten ei-

ner „europäischen Alternative“ zu den USA

ein Dilemma ergeben: Solange Europa nicht

über die nötigen Kapazitäten verfügt, kann

eine solche alternative Politik nur sehr be-

grenzte Wirkung entfalten. Gelingt es aber,

die nötigen Kapazitäten aufzubauen, würden

auf  französischer Seite die zuvor genannten

materiellen Handlungsbeschränkungen ent-

fallen, womit die Gefahr gegeben wäre, dass

die konzeptionellen Divergenzen zwischen

Deutschland und Frankreich in vollem Um-

fang zu Tage treten. 

Eine neue Bundesregierung sollte sich da-

her der Grenzen ihres konstruktiven Hand-

lungsspielraums bewusst sein. Für die Ent-

wicklung der ESVP ist Großbritannien auf-

grund seiner militärischen Kapazitäten un-

verzichtbar. Mit London und nicht mit Berlin

hat Paris daher im Abkommen von St. Malo

den Impuls für eine verstärkte militärische

Zusammenarbeit in Europa gegeben. Zu-

gleich muss in der erweiterten Union aber

auch die Zustimmung der neuen Mitglied-

staaten gesichert werden. In dieser Hinsicht

ist eine Reaktivierung insbesondere des in-

zwischen fast bedeutungslos gewordenen

Weimarer Dreiecks wünschenswert, weil Lö-

sungen, auf die Warschau, Paris und Berlin

sich einigen können, gute Aussichten auf Ak-

zeptanz in der gesamten EU hätten. All dies

wird jedoch Kompromisse erfordern und –

von Frankreich in höherem Maße als von

Deutschland – auch eine strategische Um-

orientierung. Nicht nur zwischen Paris und

Washington, sondern auch innerhalb der ver-

größerten EU wird Deutschland zu einer ver-

mittelnden Rolle zurückfinden müssen.
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